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Josef Spritzendorfer

Betreff: WG: DIskriminierung Umwelterkrankter -  keine politische Verantwortung? 

AW: CDU CRM:09383239

Von: Josef Spritzendorfer [mailto:jspritzendorfer@web.de]  

Gesendet: Freitag, 10. Juni 2016 08:54 

An: 'Lindau, Patrick' <patrick.lindau@cdu.de> 

Cc: info@neumeyer-martin.de; 'Kathrin Otte' <vorstand@genuk-ev.de>; pressestelle@cdu.de; redaktion@sz.de 

Betreff: DIskriminierung Umwelterkrankter - keine politische Verantwortung? AW: CDU CRM:09383239 

 
Sehr geehrter Herr Lindau, 
 
mit Bedauern stellen wir fest, dass wir keine Antwort auf das Schreiben von EGGBI vom 17.03.2016 erhielten. 
 
Offensichtlich sieht Ihre Partei ebenso wie die CSU (ebenfalls keine Antworten auf vielfache Schreiben an zahlreiche 
Mandatare und Regierungsmitglieder) keinerlei Notwendigkeit, Maßnahmen gegen die derzeitige Diskriminierung 
Umwelterkrankter und für eine Gleichstellung sowohl in der Gesundheits- als auch in der Sozialpolitik insgesamt (MCS und 
Gleichbehandlungsgesetz, Behindertengesetzgebung) einzutreten  
 
Wir sehen in unserer ehrenamtlichen Tätigkeit für eine gemeinnützige Institution damit gestärkt die Notwendigkeit, künftig noch 
wesentlich intensiver über die Medien auf dieses Desinteresse der Bundesregierung und der politischen Mandatare zu verweisen. 

Statement Umwelterkrankungen und Umweltmedizin 

 
Mit freundlichen Grüßen 

Josef Spritzendorfer 

  

Redaktion 

Nachhaltigkeit-Bau 

 
01.06.2016 Publikation der FNR „Ausbau mit nachwachsenden Rohstoffen“ mit Beitrag zum Thema Schadstoffe und Innenraumklima 

  
Josef Spritzendorfer 

Mitglied im Deutschen Fachjournalistenverband DFJV 

Geschäftsführendes Vorstandsmitglied der 

Europäischen Gesellschaft für gesundes Bauen und Innenraumhygiene – 

European Society for healthy building and indoor air quality e.V.(EGGBI) 

  
Am Bahndamm 16, 
D 93326 Abensberg 

  
Von: Spritzendorfer Josef [mailto:spritzendorfer@eggbi.eu]  

Gesendet: Dienstag, 22. März 2016 17:31 

An: 'Lindau, Patrick' <patrick.lindau@cdu.de> 

Cc: 'info@neumeyer-martin.de' <info@neumeyer-martin.de>; 'Kathrin Otte' <vorstand@genuk-ev.de>; 'pressestelle@cdu.de' <pressestelle@cdu.de> 

Betreff: AW: CDU CRM:09383239 

 
Sehr geehrter Herr Lindau, 

 

Vielen Dank für Ihre Antwort - 

offensichtlich wurde aber unsere Anfrage auch von Ihrer Seite völlig missverstanden! 

 

Ich bin persönlich in keiner Weise gesundheitlich betroffen, sondern berate und unterstütze seit Jahren 

Betroffene…. 

 

dabei musste ich feststellen, dass die Mandatare Ihrer Partei in deren Wirkungsbereich keinerlei Verständnis für 

die aktuelle Diskriminierung von Umwelterkrankten zeigen – in besonderer Weise Ihr „Gesundheitsminister“, der 

nicht einmal bereit ist auf zahlreiche Anfragen schriftlich zu antworten - siehe auch  

•  
o Link: 

Gesundheitsministerium - fragwürdige Haltung  

bis hin zur CDU Bundesparteileitung, (ebenso wie ihre „Schwesterpartei“ CSU ) die ebenfalls in den letzten 2 Jahren keine 
einzige Anfrage beantwortete. 

 

Uns an die Caritas zu verweisen finde ich noch hilf loser als die Aussagen auf der Homepage des Umweltb undesamtes, - 
hier werden die Betroffenen an sogenannte „umweltme dizinische Ambulanzen verwiesen“. 
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Zwei Rundmails an diese Adressen haben uns bestärkt in unserer Überzeugung, dass „Nur Kassenpatienten“ derzeit tatsächlich in 
keiner Weise eine Chance haben, hier qualifizierte medizinische Beratung zu erhalten . 

Daneben gibt es auch keinerlei rechtliche Hilfestellung bei Auseinandersetzungen mit dem Jobcenter (erhöhter – ärztlich 
verordneter „Lebens“aufwand), Krankenkassen und Rentenversicherung! 

 

Es ist sicher nicht Aufgabe der Caritas, hier die Aufgaben des Staates bezüglich Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz, 
Verletzung des Grundgesetzes durch Krankenkassen und Jobcenter zu übernehmen. 

 

Auch Ihr guter Rat  anwaltliche Hilfe zu suchen ist hinfällig, da Umwelterkrankte in der Regel keine entsprechenden finanziellen 
Mittel, vor allem aber auch nicht die „körperliche und psychische Kraft“ mehr besitzen, solche (wie wir nachweisen können) 
jahrelange Rechtsstreitigkeiten mit Kassen und Rentenversicherung durchzustehen. 

 

Unsere Anfrage an die Kanzlerin (mit Hinweis EGGBI Statement Umwelterkrankungen und Umweltmedizin ) 

betraf nicht (m)ein „Einzelschicksal“ sondern die politische Verantwortung der Bundesparteileitung als Regierungspartei endlich 
Maßnahmen zu setzen, die der Diskriminierung teilweise „Schwertsbehinderter“ (Einheimischer) ein Ende setzen sollte – 

 

und an die Spitze des Gesundheitsministeriums und die Position des Patientenbeauftragten qualifizierte Personen zu setzen, die 
sich tatsächlich mit der Problematik (statt seit Jahren immer die gleichen Textbausteine – bezugnehmend auf längst überholte 
Studien des Robert Kochinstitutes verwendend) - auseinandersetzen und auch das C im Parteinamen für schwer 
benachteiligte Bundesbürger wieder zur Kenntnis neh men .  

Offene Briefe an "Gesundheitspolitiker" und Parteizentralen 

Offener Brief an den Patientenbeauftragten der Bundesregierung 

Zusammenfassung zu den sehr spärlichen Antworten 

 

Gerne stehen wir als gemeinnützige Institution im Rahmen unserer sehr beschränkten „Ressourcen“ aber 

jahrelanger Erfahrungen und einem umfangreichen Netzwerk von Fachleuten und Betroffenen mit umfangreichen 

Informationen jederzeit zur Verfügung, sehen derzeit aber nur mehr die Möglichkeit, uns künftig mit den 

bisherigen ohnedies spärlichen  „Antworten“ an die Medien zu wenden. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Josef Spritzendorfer 

 

Europäische Gesellschaft für gesundes Bauen und Innenraumhygiene –  

European Society for healthy building and indoor air quality e.V. EGGBI 

gemeinnütziger Verein zur Förderung und Erforschung wohngesunder Innenräume 

 

 

EGGBI Statement Umwelterkrankungen und Umweltmedizin 

 
Dämmstoff Polystyrol gilt bald als Sondermüll? 
10.11.2015 Formaldehyd in Königsbrunner Schule 

 

 

Händler und Hersteller schmücken sich mit dubiosen „Gutachten“ und Gütezeichen: „GREENWASHING“ 
http://www.eggbi.eu/beratung/produktinformationen-guetezeichen/greenwashing/ 

 

 

Geschäftsstelle: 

 

Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 

Josef Spritzendorfer 

Mitglied im Deutschen Fachjournalistenverband DFJV 

(Redaktion: www.nachhaltigkeit-bau.de ) 

 

Am Bahndamm 16 

D 93326 Abensberg 

 

[E] spritzendorfer@eggbi.eu  

 

[T]  +49 (0) 9443 700 169 

[F]  +49 [0] 9443 700 171  
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[I]  www.eggbi.eu  

 

 

Telefonzeiten kostenlose Beratungshotline:  http://www.eggbi.eu/service/ 

 

Information zum Bevölkerungs-Anteil: Allergiker und MCS Betroffene 

 

 

Von: Lindau, Patrick [mailto:patrick.lindau@cdu.de]  

Gesendet: Dienstag, 22. März 2016 16:26 

An: Spritzendorfer, Josef <spritzendorfer@eggbi.eu> 

Betreff: CDU CRM:09383239 

 
Sehr geehrter Herr Spritzendorfer,  
  
vielen Dank für Ihre Nachricht an die Parteivorsitz ende der CDU Deutschlands, 
Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel.  
  
Da unsere Parteivorsitzende täglich Hunderte an Zus chriften und Anfragen erreichen, ist es 
ihr nicht möglich, auf diese stets persönlich einzu gehen. Seien Sie aber versichert, dass 
wir stets bemüht sind, Frau Dr. Merkel über den Sta nd der Zuschriften auf dem Laufenden 
zu halten und in ihrem Sinne die Anfragen zu beantw orten.  
  
Zunächst einmal danke Ich Ihnen für Ihren Zuspruch,  aber auch für Ihre Kritik bezüglich der 
Gleichbehandlung, denn ohne die ehrliche Rückmeldun g aus der Bevölkerung ist es uns 
nicht möglich bürgernahe ????  Politik zu gestalten.  
  
Bezüglich der Umweltkrankheit möchte ich mein Bedau ern über Ihr persönliches Schicksal 
aussprechen. ?????? Ich bezweifle nicht, dass Sie i n einer sehr schwierigen Situation 
sind. Wir bekommen sehr viele Anfragen von Menschen  in ähnlichen Lebenslagen. Ich bitte 
jedoch um Ihr Verständnis, dass ich mich zu den von  Ihnen geschilderten Vorgängen nicht 
äußern kann, da mir weder die tatsächliche noch die  umfassende Überprüfung des von 
Ihnen geschilderten rechtlichen Sachverhalts aus de r Distanz möglich ist.  
  
Leider können wir keine Hilfestellungen geben. Zum einen können wir die Situation nie 
vollständig beurteilen, zum anderen ist es uns als politischer Partei laut 
Rechtsdienstleistungsgesetz untersagt, Rechtsberatu ngen durchzuführen.  
  
Auch können wir als politische Partei nicht in das behördliche Handeln eingreifen.  
  
In Ihrem Fall würde ich eine Rechtsberatung in Ansp ruch nehmen. Konkrete 
Hilfestellungen vor Ort kann Ihnen beispielsweise d ie Caritas Lebenshilfe geben. Sie 
können mit der Caritas Kontakt aufnehmen unter:  
  
http://www.caritas.de/hilfeundberatung/  
  
Ich hoffe, Ihnen mit meiner Antwort weitergeholfen zu haben und wünsche Ihnen eine 
baldige Lösung Ihrer Situation.  
  
Mit freundlichen Grüßen  
  
Patrick Lindau  
  
CRM-Team 
Bürgerservice der CDU-Bundesgeschäftsstelle  
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Von: Christlich Demokratische Union Deutschlands [mailto:info@cdu.de]  

Gesendet: Montag, 29. Februar 2016 12:01 

An: spritzendorfer@eggbi.eu 

Betreff: Kontaktformular - Kopie Ihrer Anfrage 

 

Sehr geehrter Herr Spritzendorfer, 

vielen Dank für Ihre Nachricht an die CDU Deutschlands. Mit folgender Nachricht haben Sie sich an uns 
gewandt: 

 

Sehr geehrte Frau Bundeskanzlerin, 

mit grundsätzlicher Zustimmung habe ich Ihren Auftritt am Sonntag bei Will verfolgt- gänzlich 
widersprechen muss ich Ihnen aber, was Ihre Aussagen zur "Gleichbehandlung" der Inländer - das 
Verhalten von Politik und Kassen, Rentenversicherung, Jobbörsen, Gesundheitsministerium bezüglich 
"Gleichbehandlung" betrifft. 
Mit Recht entsteht hier zunehmender Unmut und Unverständnis! 

Seit über einem Jahr versuchen wir vergeblich eine schriftliche Antwort des "Gesundheit?"Ministers Gröhe 
bzw. von Annette Widmann zur Diskriminierung von Umweltkranken durch Politik, Medizin, 
Versicherungen, Jobcenter (unter anderem bei der Wohnungssuche) zu erhalten - das diesbezügliche 
letzte Schreiben vom 18.November 2015 an Annette Widmann-Mauz bleib ebenso wie zahlreiche 
Schreiben an die CDU Parteileitung und Pressestelle unbeantwortet! 
Kein Wunder, wenn sich diesbezüglich immer mehr Unmut in der Bevölkerung breitmacht - wenn sich für 
Schwerstkranke, ohnedies Benachteiligte niemand in der Bundesregierung verantwortlich fühlt! 

http://www.eggbi.eu/fileadmin/EGGBI/PDF/Umwelterkrankungen_und_Umweltmedizin_EGGBI_Statement.pdf 

Mit freundlichen Grüßen 
Josef Spritzendorfer 
Europäische Gesellschaft für gesundes Bauen und Innenraumhygiene – 
European Society for healthy building and indoor air quality e.V. EGGBI 
gemeinnütziger Verein zur Förderung und Erforschung wohngesunder Innenräume 

Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
Josef Spritzendorfer 
Mitglied im Deutschen Fachjournalistenverband DFJV  

 

 


